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Die mehrsprachige Schweiz zerbröckelt
Im Alltag wird immer häufiger Englisch gesprochen – in vielen Teilen des Landes ist es die zweitwichtigste Umgangssprache

CHRISTOPHE BÜCHI

Es ist ruhig geworden um die Beziehun-
gen zwischen den Schweizer Sprachen-
gruppen. Sogar in der einst aufmüpfigen
Romandie herrscht die grosse Stille nach
dem Sturm.Selbst das Schlagwort «Rösti-
graben», einst ein fester Bestandteil des
welschen Wortschatzes, ist in der West-
schweiz derzeit kaum mehr zu hören.

Wie anders war das doch vor nicht
allzu langer Zeit! Ende des letzten
Jahrhunderts und selbst zu Beginn der
2000er Jahre standenDiskussionen über
das Verhältnis zwischen den Sprach-
regionen in der welschen Öffentlich-
keit auf der Tagesordnung. Man erin-
nere sich an einschlägige Buchtitel und
Schlagzeilen, die damals für Aufsehen
sorgten: etwa «La Romandie dominée»,
oder schärfer noch: «Grüezi viol» –
ein zweifelhaftes Wortspiel, das den
deutschschweizerischen Gruss «Grüezi
wohl» abwandelt («viol» bedeutet auf
Französisch Vergewaltigung).

Damals wurde der eidgenössische
Sprachenfrieden in welschen Medien
und Podien regelmässig hinterfragt, der
Bundesstaat als Kerker der diskrimi-
nierten Sprachminderheiten dargestellt.

Nach eidgenössischen Abstimmungen
war noch und noch von einem Spra-
chengraben die Rede. Weil Anfang der
2000er Jahre mehrere Deutschschweizer
Kantone über den obligatorischen Fran-
zösischunterricht in der Primarschule
abstimmten, malte man westlich der
Saane gar das Menetekel einer «guerre
des langues» an die Wand. Unter dem
alarmierenden Buchtitel «Vier Sprachen,
ein Zerfall» prophezeite ein bekannter
Westschweizer Publizist bereits den Zer-
fall der helvetischenWillensnation.

Kapitulation vor Globalisierung?

Dieses Getöse scheint vorbei. Der Zer-
fall ist nicht eingetreten, den unter-
drückten Sprachminderheiten geht es
nicht schlecht.Die Rede vom Sprachen-
krieg entpuppte sich nicht nur als Ver-
hältnisblödsinn, sondern wirkt zu einer
Zeit, da in der Ukraine, in Gaza und in
vielen Teilen der Welt reale Kriege ge-
führt werden, abgrundtief geschmacklos.

Der Schweizer Viersprachenstaat ist
offensichtlich nicht am Ende, sein Aus-
einanderfallen höchstens ein Thema
für Komik und Klamauk. Der derzei-
tige Publikumserfolg der Filmkomö-

die «Bon Schuur Ticino», der auch in
der welschen Schweiz ein Kassenschla-
ger zu werden verheisst, zeigt, dass die
Schweizer gern über ihren Sprachen-
wirrwarr lachen – und dass die Rede
vom Untergang der mehrsprachigen
Schweiz eben zum Lachen ist.

Dies bedeutet freilich keineswegs,
dass wir in der besten aller möglichen
mehrsprachigen Welten lebten. Man
sieht zwar nicht den grossen Zerfall,
aber kleine Zerbröckelungserscheinun-
gen.Und vor allem gibt es Herausforde-
rungen,auf welche die Schweiz eineAnt-
wort finden muss, wenn sie ihrem Ruf
als vorbildliches Mehrsprachenland –
und den hat sie nach wie vor in vielen
Teilen derWelt – gerecht werden will.

Eine dieser Herausforderun-
gen wurde kürzlich in einem Hinter-
grundartikel dieser Zeitung themati-
siert («Englisch wird zur zweiten Lan-
dessprache»). Neue Statistiken bestä-
tigen, was man seit langem vermuten
konnte, dass nämlich im Schweizer All-
tag immer häufiger Englisch gespro-
chen wird. Englisch ist offenbar in den
aussenorientierten Teilen der Schweiz
mit einem starken Finanzplatz – also
vor allem in Zug, Basel-Stadt, Genf

und Zürich – bereits die zweitwichtigste
Umgangssprache. In Kultur, Schulen,
Unternehmen verdrängt sie zwar nicht
so sehr die örtliche Landessprache, aber
sie schränkt den ohnehin schon beschei-
denen Gebrauch der anderen Landes-
sprachen noch mehr ein.

In dieser Entwicklung sehen nicht
wenige Verteidiger der Landesspra-
chen eine Gefahr für die viersprachige
Schweiz. Wenn Englisch zu einer Art
zweiter Landessprache werde, sei dies
das Ende der «idée suisse» und eine
Kapitulation vor der Globalisierung,
hört man immer wieder.

Paradox und reichlich schräg

Man kann diese Mahnungen nachvoll-
ziehen. Es wirkt in der Tat paradox
und reichlich schräg, dass immer mehr
Schweizer, obwohl sie in ihrer Schul-
zeit während vieler Jahre eine andere
Landessprache unterrichtet erhielten,
immer mehr auf Englisch ausweichen.
Da mag man sich ja in der Tat auch fra-
gen, ob das viele Geld, das hierzulande
in den Unterricht der Landessprachen
gesteckt wird, gut angelegt ist.

Bei genauerer Betrachtung lässt sich
indessen eine andere Schlussfolgerung
ziehen.Zuerst einmal ist die verbesserte
Kenntnis der globalen Sprache Englisch
grundsätzlich eine gute Sache, und zwar
nicht nur für die Schweizer individuell,
sondern auch für das Land als Ganzes.
Sie verbessert die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit und – dies ist ein neuer
undbisherwenig thematisierterAspekt –
sogar die militärische Verteidigungs-
bereitschaft: Eine verstärkte militäri-
sche Zusammenarbeit der Schweiz mit
befreundeten Staaten (Stichwort «Inter-
operabilität») setzt die Fähigkeit voraus,
sich mit den anderen zu verständigen.
Und das kann nur auf Englisch sein.

Der Gebrauch des Englischen muss
auch nicht schlecht sein für dieVerständi-
gung zwischen den Sprachregionen:Es ist
immer noch besser,wenn sich die Schwei-
zer auf Englisch verständigen, statt sich in
einer Landessprache anzuschweigen.Vor
allem aber muss der Gebrauch des Eng-
lischen keineswegs auf Kosten anderer
Sprachen gehen. Es gibt keinen Grund
anzunehmen, dass die Schweizer,weil sie
Englisch sprechen, automatisch die ande-
ren Landessprachen vergessen.

In der Schweiz ist es ja immer so,
dass grundsätzlich alle Jungen, die die
öffentlichen Schulen durchlaufen, obli-
gatorisch Englisch plus eine andere Lan-
dessprache lernen, zumindest ansatz-
weise. An diesem Prinzip wurde bisher
auf politischer Ebene nicht gerüttelt.
Doch kann nicht wegdiskutiert werden,

dass der Siegeszug des Englischen die
Legitimität des Unterrichts einer zwei-
ten Landessprache in den öffentlichen
Schulen unterhöhlt. Seit Jahren ist vor
allem in Teilen der Deutschschweiz der
Ruf nach einer Reduzierung oder gar
nach der Abschaffung dieses Obligato-
riums zu vernehmen.

Die politischen Institutionen auf
Kantons- und Bundesebene haben sich
diesem Ruf bisher erfreulicherweise
verschlossen.Wenn nämlich in Zukunft
das Prinzip gälte, die Schweizer müss-
ten neben ihrer Ortssprache nur noch
Englisch einigermassen beherrschen, so
hiesse dies, dass die Schweiz ihre Res-
source Mehrsprachigkeit sträflich ver-
nachlässigte. Denn die Beherrschung
einer Ortssprache plus Englisch wird in
Zukunft weltweit das Minimum dessen
darstellen,was dieMenschen als sprach-
lichen Rucksack mitbringen müssen.
Erst mit drei Sprachen kann man hof-
fen, zu den kommunikativ besser Aus-
gerüsteten zu gehören.

Allein noch keine Bedrohung

Fazit:DieVerbreitung des Englischen an
sich ist noch keine Bedrohung der mehr-
sprachigen «Willensnation Schweiz»;
erst die (falschen) Schlussfolgerungen,
die man daraus ziehen könnte und die
teilweise auch gezogen werden, könnten
zu einer Gefahr werden.WennDeutsch-
schweizer und Romands (um die sprach-
lich vorbildlichen Italienischschwei-
zer und Rätoromanen muss man sich
keine Sorgen machen) immer besser
und immer häufiger Englisch sprechen:
à la bonne heure! Darüber darf man sich
freuen. Aber falls sie in Zukunft neben
ihrer Muttersprache nur noch Englisch
sprechen sollten, dann wäre es fatal.

Es wäre deshalb gut, wenn eine Stär-
kung des Fremdsprachenunterrichts
in Bund und Kantonen wieder ver-
mehrt auf die politischeAgenda gesetzt
würde. Die jetzige Ruhe an der «Spra-
chenfront» mag zwar komfortabel wir-
ken, sie könnte aber auch als Zeichen
einer bedenklichen Indifferenz gegen-
über Sprachenfragen gewertet werden.

Aber vielleicht ist diese Ruhe ohne-
hin nur eine vorübergehende.Es könnte
ja bei der eidgenössischen Abstim-
mung vom 3.März über die Ausschüt-
tung einer 13.AHV-Rente zu einem
schönen Sprachengraben kommen, mit
einer befürwortenden welschen Mehr-
heit und einem gesamtschweizerischen
Nein. In der Romandie dürfte man in
diesem Fall mit schrillen Stimmen rech-
nen.Das wäre dann nicht mehr die Stille
nach dem Sturm, sondern der Sturm
nach der Stille.

Ein Primarschüler in Zürich bei einer Französischprüfung. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Die Zweifel am Zuger Millionenloch wachsen
Experten und Bürgerliche kritisieren das Stadttunnelprojekt

ERICH ASCHWANDEN

An fehlendem Geld ist im Kanton Zug
noch selten ein Bauprojekt gescheitert.
So kann auch die Milliarde Franken für
zwei Umfahrungen in der Stadt Zug und
in der Gemeinde Unterägeri gewisser-
massen aus der Portokasse finanziert
werden. Derzeit «verzeichnet der Kan-
ton Zug ein Eigenkapital und liquide
Mittel von je über 2 Milliarden Fran-
ken», schreibt die Regierung in der Bot-
schaft zur Volksabstimmung, die am
3.März stattfindet. Auch für die kom-
menden Jahre würden stetige jährliche
Ertragsüberschüsse vorausgesagt.

«Die Argumentation, dass die bei-
den Umfahrungen vollständig aus dem
Eigenkapital finanziert werden kön-
nen und deshalb jetzt im Hauruck-
verfahren realisiert werden sollen, hat
mich und viele andere aus dem bür-
gerlichen Lager geärgert», sagt Ulrich
Bollmann. Der Regierung sei in die-
ser Sache irgendwie das staatspoliti-
sche Verständnis abhandengekommen,
bekräftigt das FDP-Urgestein und der

frühere CEO der PR-Agentur Burson-
Marsteller Schweiz.

Schlechte Vorbereitung

Bollmann führt die argumentativen
Defizite darauf zurück, dass dieAbstim-
mungsvorlage für die beiden Grosspro-
jekte überhastet ausgearbeitet worden
sei. «Jeder Schulhausneubau muss von
den Behörden besser begründet wer-
den, wenn sie dafür Geld wollen», er-
klärt er. Tatsächlich stimmte der Zuger
Kantonsrat den Krediten für den Stadt-
tunnel Zug (750 Millionen Franken)
und die Umfahrung Unterägeri (308
Millionen Franken) erst am vergange-
nen 31.August zu. Die Eile, mit der die
beiden Volksabstimmungen aufgegleist
worden seien, sei absolut unnötig.

Im Kantonsrat stimmten alle bürger-
lichen Politiker für die beiden Strassen-
bauprojekte. Aber inzwischen zweifeln
auch unabhängige Experten, dass insbe-
sondere der Stadttunnel Zug tatsächlich
die geeignete Lösung ist. So fragt sich
Alexander Erath, ProfessorVerkehr und

Mobilität an der Fachhochschule Nord-
westschweiz, ob Zug seinen verkehrs-
politischen Kurs weiterhin mit Stras-
senausbauten verfolgen wolle. «Unklar
bleibt, ob echte Alternativen zum ‹wei-
ter wie bisher› geprüft worden sind»,
schreibt Erath.

Der Verkehrsexperte kritisiert, dass
die relevanten Vorstudien nicht auf der
Projektwebsite des Kantons auffindbar
seien. Diese Untersuchungen zeigen ge-
mäss Erath, dass bei der Benutzung des
Umfahrungstunnels die Fahrzeiten im
Vergleich zu heute ansteigen würden.Die
gewünschte Verkehrsverlagerung werde
nur eintreten, wenn die Fahrtenzahl zum
Beispiel durch eine elektronische Zu-
gangskontrolle begrenzt werde.Erath fin-
det, dank der prosperierendenWirtschaft
habe es Zug in der Hand, Siedlung und
Verkehr so zu gestalten, dass in Zukunft
in der gleichen Zeit mehr Arbeitsplätze
und Einwohner sowie Freizeit- und Ein-
kaufsgelegenheiten erreichbar seien.

Erste Ansätze dazu seien vorhan-
den. So hätten das in Zug vorbildliche
S-Bahn-Netz und neue Busspuren be-

reits zu messbaren Resultaten geführt.
Eines davon ist für den Abstimmungs-
kampf nicht ganz unerheblich. Ausge-
rechnet in dem Korridor, der durch den
neuen Tunnel entlastet werden soll, hat
der Verkehr in den letzten zehn Jahren
um zehn Prozent abgenommen. Dies in
jenem Kanton, der den höchsten Moto-
risierungsgrad der Schweiz aufweist.

«Tonnenweise offene Fragen»

«Professor Erath trifft mit seiner Ana-
lyse den wunden Punkt», sagt Richard
Rüegg. «Die Stadt und der Kanton Zug
wollen einen Strassentunnel bauen, be-
vor einVerkehrskonzept erstellt wurde.»
Rüegg sitzt für die Mitte-Partei im
Zuger Stadtparlament und ist dort Präsi-
dent der Bau- und Planungskommission.

Auch Rüegg kritisiert das über-
hastete Vorgehen der Behörden. «Es
gibt noch tonnenweise offene Fragen.»
So sei zum Beispiel unklar, wie der Ver-
kehr von der Tunnelausfahrt weg ge-
führt werde. Bevor man Geld für Beton
spreche, solle der Kanton sich darüber

klar werden, wo es aufgrund des Be-
völkerungswachstums welche Art von
Mobilität brauche, fordert Rüegg.

Der Zuger Baudirektor Florian
Weber (FDP) wehrt sich gegen denVor-
wurf, die Zuger Regierung lege die Zah-
len für die verschiedenen Berechnungen
und Verkehrsflussmodelle nicht offen.
«Die generellen Projekte wurden im Zu-
sammenhang mit der Richtplananpas-
sung im Internet aufgeschaltet», erklärte
er in einem Interview mit der «Zuger
Zeitung». Gegenüber dem Online-
portal «Zentralplus» stellt sich Weber
auf den Standpunkt, dass die gegenwär-
tige Tunnelbautenvorlage «das vielfach
angesprochene Mobilitätskonzept» be-
inhalte. «Die vorgestellten Richtplan-
anpassungen sind somit Teil des Mobili-
tätskonzepts, genauer des Kapitels ‹Ver-
kehr› im Richtplan», sagtWeber.

Auf die leichte Schulter sollten die
Verantwortlichen die wachsende Oppo-
sition gegen die Tunnelpläne nicht neh-
men. 2015 lehnten die Zuger Stimmbür-
ger den Bau eines Stadttunnels ab, und
zwar in allen Gemeinden.


